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Ein Bild von 
Vor 30 Jahren wurde die erste Nachkriegsregierund* unseres Landes vereidigt 
Am 4. September 1945, also vor 
genau 30 Jahren wurde in Vaduz 
die erste Nachkriegsregierung un
seres Landes V vereidigt. Liechten
stein stand damals am Ende seiner 
wohl schwersten Bewährungsprobe, 
in der Geschichte und am Anfang 
einer neueij,-entscheidenden Phase. 
Alexander Frick, der neue Regie
rungschef, wurde zu einem würdi
gen Nachfolger von Dr. Josef Hoop, 
mit dem ihn entscheidende, poli
tische Grundsätze verbanden, wel-

. che auch für die Politik der prsten 
Nachkriegsjahre massgeblich blie
ben: Staatserhaltung, Sparsamkeit 
und Dynamik. Wiewohl sich unser 
Land nach 1945 neuen und verän
derten Aufgaben gegenübersah, ge
währleistete die neue Regierung 
politische Stabilität und Kontuinui-
tät in den folgenden Jahren des 
wirtschaftlichen Aufschwunges. 
Der vorliegenden Aufnahme der 
damaligen Regierung, die kurz nach 

Sport am 
Wochenende 
Im Rahmen der Lelchtathle-
tik-Schweizermeisterschaften 
in Ölten, holte sich der 
Liechtensteiner Rekordhalter 
Günther H a s I e r (24) am 
Sonntag den Titel eines 
Schweizermeisters über 800 
Meter. 

Mit dem 16. Rang an der 
Amateur-Strassen-Weltmei-

sterschaft im belgischen 
Mettet klassierte sich Lan
desmeister Roman H e r 
m a n n  am Samstag uner
wartet weit vorne. Am Start 
waren 179 Fahrer aus 36 Na
tionen. 

Bei den Minigolf-Europa
meisterschaften vom 28. bis 
30. August in Amriswil, ver-
passte der Liechtensteiner 
Bruno S c h ä d I e r mit 
einem ausgezeichneten 4. 
Rang die Bronzemedaille 
nur ganz knapp. Bei den 
Senioren landete Karl Traut
ner auf dem 7. Platz. Insge
samt stellten die beiden elf 
neue Landesrekorde auf. 

Mehr vom Sport auf Seite 4 
und 5. 

Verwaltung«- und 
Privat-Bank1 

rAkUengeselischaft^ 
FL-0490 Vaduz 

L i e c h t e n s t c i n i  s e h e  
L a n d e  s b  ih l i  o t h  e k 

Mehrheitsprinzip oder Neuwahlen? 

Grundsatz 
verhindert? 
In d e r  Diskussion um d a s  Mehrheits
prinzip werden  von oppositioneller 
Seite Versuche unternommen, die  
angest rebte  Verfassungsänderung 
als nicht notwendig hinzustellen. 
Zweifellos am weitesten vorgewagt  
in d e r  Darstellung solch alternativer 
Möglichkeiten hat sich d a s  «Liech
tensteiner  Vaterland». — «Ohne 
Komplikationen», s o  prophezeite 
a a s  Blatt vor kurzem, vermöchten 
unsere  Verfassung und die  bes te
henden  Gesetze den  Fall d e r  Stim
menmehrheit  ohne  Mandatsmehrheit 
zu lösen. Und die Lösung präsentiert  
s ich denn  auch  äusse rs t  einfach:  

ihrer Vereidigung am '(eher ' fee^ 
scheiden anmutenden Regierungs
tisch) entstand kommt heute bereits 
historische Bedeutung zu. Mit Aus
nahme von Dr. Alexander Frick 
sind alje Mitglieder der damaligen 
Regierungsmannschaft inzwischen 

' verst*orl3enr; üütisere 'Arnnmm^ :zeT§t 
von links nach rechts: Vizere
gierungschef ^Ferdinand, Nigg, Re
gierungsrat /Alois Wille, Regie
rungschef Alexander. Frick, Regie-
rungsrat-Stellvertreter Alexander 
Sele, Regierungsrat Franz Hoop und' 

Ä^erängsrät-St^lvSifti'fetÖi'' Rtfdöl f 
Marxer. Wie sein Vorgänger. Dr. 
Josef Hoop blieb auch der 1945 
gewählte Regierungschef Dr. Ale
xander Frick 17 Jahre (bis 1962) in 
seinem verantwortungsvollen Amt. 

(Bild: E. v. Falz-Fein) 

TV-Grossantenne: Entscheid 
liegt bei den Gemeinden! 
Pressegespräch mit der Regierung: Vielfältiger Themenkatalog 
Von den Postvertragsverhandlun
gen über Verkehrsbeschränkungen 
auf dem Rheindamm bis zur ge
planten Gemeinschaftsantenne 
spannte sich der Bogen des letzten 
Pressegesprächs mit der Regierung 
vor einer Woche. 

Postvertrags-Verhandlungen 
Erstes Thema des Pressegespräches 
waren die Postvertragsverhandlun
gen, die nach dem Besuch des Prä
sidenten der Generaldirektion PTT, 
Dr. Markus Redli, neue Aktualität 
erhalten haben. Nachdem Regie
rungschef Dr. Walter Kieber schon 
im Frühjahr hatte verlauten lassen, 
die Verhandlungen könnten bis En
de dieses Jahres abgeschlossen 
werden, bestätigte Regierungschef-
Stellvertreter Hans Brunhart, dass 
sich nun auch Dr. Redli im gleichen 
Sinne geäussert hat. Vor kurzem 
hätten weitere Expertengespräche 
stattgefunden, an denen das Pro
blem der Kostenberechnung behan
delt worden sei. Ein Termin für die 
Schlussverhandlung sei allerdings 
noch nicht bekannt. 

Verkehrsbeschränkung auf dem 
Rheindamm 
Der tragische Unglücksfall, der sich 
kürzlich auf dem Rheindamm er
eignet hat, löste bei den Pressever
tretern naturgemäss auch eine 
Reihe Fragen zum Thema Ver
kehrsbeschränkung auf dem Rhein
damm aus. Die Polizei habe festge
stellt, dass der Rheindamm zwi
schen Bendern und Balzers immer 
mehr als AusweichtoUr für die feh
lende Autobahn Haag-Triibbach be
nützt werde. Abgesehen davon, 
dass diese Verkehrszunahme eine 

Belästigung für die erholungssu-
chenden Spaziergänger und Rad
fahrer darstellt, ist es bekanntlich 
in den letzten Monaten zu mehre
ren, zum Teil schweren Unfällen 
gekommen. Die Regierung prüft 
deshalb zur Zeit dfen Erlass einer 
generellen Geschwindigkeitsbe
schränkung iauf dem gesamten 
Rheindamm. Durch die zusätzliche 
Sperrung von Teilstücken, die vom 
Werkverkehr nicht befahren wer
den, soll der Strecke überdies ihre 
Attraktivität als Durchgangsstrasse 
genommen werden. 
Gurtentrag-Obligatorium 
Auch auf dem Gebiet- des Fürsten
tums Liechtenstein wird das Tragen 
von Sicherheitsgurten in Autos 
vom 1. Januar 1976 an obligatorisch 
sein. Damit schliesst sich unser 
Land an die in der Schweiz erlasse
nen Vorschriften an. Eine entspre
chende Verordnung: wurde auf den 
kommenden Herbst angekündigt. 
Vorläufig keine gesonderte 
Papierabfuhr ' ! 
Angesprochen auf <• das Beispiel der 
Stadt St. Gallen, wo Altpapier seit 
zwei Jahren nicht mehr zusammen 
mit normalem Hausmüll abgeführt, 
sondern gesondert eingesammelt 
und der Wiederverwertung zuge
führt wird, führte Regierungsrat Dr. 
Georg Malin. aus, eine solche Son-
derabführ sei im Augenblick nicht 
geplant. Die Preise, die zur Zeit für 
Altpapier geboten würden, seien 
derart niedrig, dass sich, der Sam
melaufwand nicht lohne. Hingegeji 
verwies Regierungsrat Malin auf 
eine Neuentwicklung der Hoval, 
die seit kurzem einen Ofen in ihr 
Programm aufgenommen hat, in 

dem sich Abfälle verbrennen und 
zur Wärmegewinnung verwenden 
lassen. 
Gemeinschaftsantenne: 
Nächster Schritt bei den Gemeinden 
Etwas Klarheit konnte auch eine 
kurze Diskussion zum Thema Ge
meinschaftsantenne bringen. Nach
dem vor kurzem in Balzers ein Al
ternativprojekt vorgeführt worden 
war, wurde am Pressegespräch prä
zisiert, dass die Zusage der Regier-
r.ung, sich an einer Gemeinschafts
antenne mit 60 Prozent zu beteili
gen, nicht nur für das Projekt Gaflei 
Gültigkeit gehabt habe. Die Abklä
rung der Bedürfnisfrage habe erge
ben, dass im Unterland recht wenig 
Interesse am Gaflei-Projekt be
stehe. Somit stelle die Antenne auf 
der Mittagsspitze eine weitere Lö
sung dar. Der Entscheid darüber 
liege allerdings nicht bei der Re
gierung sondern bei den Gemein
den. Sie hätten als Initianten den 1. 
Schritt zu tun und sich für ein be
stimmtes Projekt zu entscheiden. 
Erst dann könne die Genossen
schaft gegründet werden, an der 
sich auch die Regierung beteiligen 
werde. 
Spitalbau Vaduz 
Angesprochen auf den geplanten 
Spitalbau in Vaduz führte Regie
rungsrat Hans Gassner aus, dass die 
Frage zur Zeit noch geprüft werde 
und Gegenstand von Verhandlun
gen zwischen dem Land und der 
Gemeinde Vaduz sowie der 
Gemeinde Schaan sei. Sobald diese 
Gespräche abgeschlossen seien, sei 
auch eine nächste offizielle Stel
lungnahme der Regierung zu erwar
ten. 

Die aktuelle Frage 

Eine Mehrheitspartei o h n e  tvlandats-
mehrheit  könnte e rs tens  die  Koali
tion verweigern und Opposition 
anmelden, zweitens durch die  Blok-
kierung d e s  Landtags Neuwahlen 
auslösen, und drittens könnte de r  
Landesfürst in d e m  unregierbar  g e 
wordenen Land den  Landtag auflö
s e n  und Neuwahlen ausschreiben.  — 
Zum ersten, keine Koalition — dafür 
Opposition, wäre  anzumerken, d a s s  
eine derartige Lösung mit dem. Pro
blem d e s  Mehrheitsprinzips nichts 
zu tun hat; oder  nur insofern, a ls  
eine Partei mit einer solchen 
Schlussfolgerung ihr faktisches Ein
verständnis zum heutigen — unbe
friedigenden — Zustand bietet. — Zu 
den beiden anderen  Varianten ist zu 
sagen, d a s s  sie keine Gewähr  dafür 
bieten, die Mehrheitsverhältnisse 
klarer zu lösen. Es  könnte d o c h  vor
kommen, d a s s  nach  weiteren Wahl
gängen — mit bestimmt erbitterten 
Wahlkämpfen — immer d a s  gleiche 
Ergebnis resultierte. — In d e m  
gleichen Leitartikel wird im weiteren 
gesagt,  d a s s  für Volksabstimmungen 
bei Verfassungsänderungen .in d e r  
Verfassung keine Vorschriften über  
qualifizierte Mehrheiten zu •finden 
sind. «Daher kann e s  vorkommen», 
so  heisst  es,  «dass  mit e iner  ein
zigen Stimme mehr  wichtige Grund
sä tze  unserer  Verfassung a u s s e r  
Kraft gesetzt  ode r  geänder t  wer
den». Dies ist zweifellos richtig. 
Warum e s  a b e r  s o  ist, ha t  sich — n e 
ben anderen  — VU-Landtagsvizeprä-
sident Dr. Karlheinz Ritter gefragt.  
Er ist in d e m  gleichen Blatt (am 
14. August 1963) zum Sch luss  
gekommen:  «Vorschriften übe r  
qualifizierte Mehrheit oder  Einstim
migkeit vergrössern nicht die  po
litische Freiheit, sondern bringen 
s ie  soga r  in Gefahr, indem s i e  
Aenderung einer bestimmten Ord
nung erschweren und unter Umstän
d e n  die Fortbildung d e s  Rechts  ver
hindern, auf welche  d a s  Staatsvoik 
a l s  lebendiger Organismus angewie
s e n  ist.» — Man kann sich nun zwei 
Sachen  fragen: Erstens, ist e s  b e s 
ser,  wenn in unserem Lande s ta t t  
d e r  Aenderung d e r  Verfassung Neu
wahlen durchgeführt w e r d e n ?  Und 
zweitens, kann s ich  d a s  Jugendrefe-
rat einen b e s s e r e n  Anwalt für ihre 
iSache vorstellen als den  Dr. Karl
heinz Ritter? Denn d e r  heut ige 
Zustand kann tatsächlich d e n  
demokratischen Grundsatz verhin
dern, wonach d e r  Stimmenmehrheit 
a u c h  die  Mandatsmehrheit  ,gehört.  

(G.M.) 


